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Mehrerlös eingezogen wird, sondern auch die Höhe des 
jeweiligen Mehrerlöses zu bestimmen und dessen Ab­
führung an den Staatshaushalt unter der Vorausset­
zung anzuordnen, daß der Täter infolge Verletzung von 
Preisbestimmungen diesen Mehrerlös erlangt hat. Die 
bereits 1964 im Hinblick auf die damals gültige Preis- 
strafrechtsVO (§ 4) entwickelten Grundsätze des 
Obersten Gerichts haben auch weiterhin volle Gültig­
keit (vgl. OG, Urteil vom 28. Januar 1964 — 4 Zst 1/64 — 
NJ 1964 S. 345; OG, Urteil vom 30. November 1964 — 
3 Ust 38/64 — NJ 1965 S. 186). Da nur der jeweilige 
Täter einer Verletzung von Preisbestimmungen zur Ab­
führung des Mehrerlöses in Anspruch genommen wer­
den kann, d. h. derjenige, welcher ungesetzliche Preise 
bestimmt, gefordert und letztlich auch erlangt hat (un­
beschadet der Mitwirkung weiterer Personen als Über­
bringer oder als in anderer Weise tätig gewordener 
Helfer usw.), ist das Gericht in jedem Einzelfall ver­
pflichtet, die Vermögensverhältnisse in bezug auf die 
zur Last gelegte rechtswidrige Erlangung von Über­
preisen exakt festzustellen. (Es wird ausgeführt, daß 
der vom Angeklagten erlangte Mehrerlös nicht 
1 813 177,14 Mark, sondern 1 208 784,76 Mark betrug.)
Obwohl die Höhe des einzuziehenden Mehrerlöses re­
duziert wird, bleibt die strafrechtliche Verantwortlich­
keit des Angeklagten für die Preisüberforderungen in 
voller Höhe bestehen. Die auf dieser Grundlage er­
kannte Maßnahme der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit ist nicht zu beanstanden. Sie war notwendig an­
gesichts der besonders umfangreichen vorsätzlichen Zu­
widerhandlungen gegen Preisbestimmungen. Der An­
geklagte hat in einem strafrechtlich relevanten Zeit­
raum von etwa zwei Jahren für seine Firma und sich 
selbst auf ungesetzliche Weise in enormem Umfang 
preisliche Vorteile erlangt. Diese unseren gesellschaft­
lichen Bedingungen wesensfremden und den ökonomi­
schen Beziehungen zwischen Vertragspartnern in kras­
ser Weise zuwiderlaufenden Praktiken mit dem sehr 
beträchtlichen Mehrerlös lassen, wie das Bezirksgericht 
festgestellt hat, auf ein verfestigtes kleinbürgerliches 
Besitz- und Gewinnstreben des Angeklagten 
schließen.
Das Urteil des Bezirksgerichts war somit lediglich hin­
sichtlich der Feststellungen des Sachverhalts und der 
Mehrerlösabführung zu präzisieren. Da der Senat eine 
eigene Beweisaufnahme durchgeführt hat, war er zur 
Selbstentscheidung gemäß § 301 Abs. 1 StPO befugt.
In Übereinstimmung mit dem Antrag des Vertreters des 
Generalstaatsanwalts der DDR hatte die Berufung in 
ihrem eigentlichen Anliegen keinen Erfolg und mußte 
insoweit gemäß § 299 Abs. 2 Ziff. 1 StPO zurückgewie­
sen werden.

§§ 38, 23 StPO; §§ 121,122 StGB.
1. Es ist nicht Aufgabe des forensischen Sachverstän­
digen, sich zu ausschließlich juristischen Problemen, 
wie zum Vorliegen von Tatbestandsmerkmalen, zu äu­
ßern. Über Tatbestandsfragen hat nur das Gericht zu 
befinden; sie dürfen dem Gutachter weder gestellt noch 
von ihm im Ergebnis seiner sachkundigen Feststellun­
gen beantwortet werden.
2. Hat das Gericht darüber zu entscheiden, ob die tat­
bestandsmäßigen Voraussetzungen des sexuellen Miß­
brauchs einer geisteskranken Frau i. S. der §§ 121, 122 
StGB vorliegen, so hat sich der Sachverständige nur 
zum Grad der geistigen Erkrankung zu äußern und 
einzuschätzen, ob die Frau infolgedessen in bezug auf 
das konkrete sexuelle Geschehen unfähig war, dieses 
nach sexual-ethischen Normen zu werten, sich im 
sexuellen Verhaltensbereich zu steuern und sich aus 
eigener Verantwortung in ihrem Interesse richtig zu 
entscheiden.
3. Sexueller Mißbrauch einer geisteskranken Frau 
(§§ 121, 122 StGB) ist dann zu bejahen, wenn die Frau 
zum Zeitpunkt des Mißbrauchs in ihrem Entscheidungs­
verhalten in bezug auf das konkrete sexuelle Gesche­
hen wegen Unvermögens, das Handeln aus eigener 
Verantwortung richtig einzuschätzen und zu bestim­
men, zurechnungsunfähig ist.

Liegt bei der Frau eine krankhafte Störung der Gei­
stestätigkeit vor, die zu einer verminderten Zurech­
nungsfähigkeit führt, so sind die gesetzlichen Voraus­
setzungen des sexuellen Mißbrauchs einer Geisteskran­
ken i. S. der §§ 121, 122 StGB nicht erfüllt.
OG, Urteil vom 17. Juni 1975 - 3 Zst 18/75.

Der 50jährige Angeklagte ist seit 1972 Invalidenrentner. 
In seiner Wohngegend verrichtete die 32jährige Zeu­
gin R., die in der Gemeinde als geistesschwache Frau 
bekannt ist, kleinere Botengänge und brachte auch dem 
Angeklagten des öfteren die Post ins Haus. Als sie ihn 
Ende 1973 deshalb aufsuchte, umarmte sie ihn. Darauf­
hin griff er ihr an die bedeckte Brust und an das be­
deckte Geschlechtsteil. Etwa vier Monate danach kam 
die Zeugin wieder zu dem Angeklagten und fragte, ob 
seine Ehefrau zu Hause sei. Als er ihre Frage ver­
neinte, ging sie in die Küche, entblößte ihren Unter­
körper und führte seine Hand an ihr Geschlechtsteil. 
Es kam dann zu gegenseitigen sexuellen Manipulatio­
nen.
Am 26. August 1974 informierte sich die Zeugin R. er­
neut beim Angeklagten, ob er allein sei. Nachdem er 
dies bestätigt hatte, zog sie sich die Hosen aus und 
legte sich auf die Couch. Der Angeklagte griff ihr dar­
aufhin an die Brust und an das Geschlechtsteil. Er ver­
suchte dann mit ihr Geschlechtsverkehr durchzuführen. 
Dies gelang ihm infolge ihrer körperlichen Konstitution 
nicht.
Auf Grund dieses Sachverhalts verurteilte das Bezirks­
gericht den Angeklagten im Berufungsverfahren wegen 
versuchter Vergewaltigung und wegen mehrfachen Miß­
brauchs zu sexuellen Handlungen (Vergehen nach §§ 121 
Abs. 1 und 2 Ziff. 3, Abs. 4, 122 Abs. 2 und 3 Ziff. 3 
StGB) zu einer Freiheitsstrafe von einem Jahr.
Gegen diese Entscheidung richtet sich der Kassations­
antrag des Präsidenten des Obersten Gerichts zugun­
sten des Angeklagten. Es wird Gesetzesverletzung durch 
fehlerhafte Anwendung der §§ 121 und 122 StGB gerügt 
und der Freispruch des Angeklagten beantragt.
Der Kassationsantrag ist begründet.

Aus den G r ü n d e n :
Das Bezirksgericht folgt in seiner Entscheidung fehler­
hafterweise der Auffassung des Kreisgerichts, daß es 
sich bei der Zeugin R. um eine geisteskranke Frau i. S. 
der §§ 121 und 122 StGB handelt, die vom Angeklagten 
zu sexuellen Handlungen mißbraucht wurde.
Diese rechtliche Beurteilung des Geschehens beruht auf 
dem nervenfachärztlichen Gutachten des Bezirkskran­
kenhauses für Psychiatrie und Neurologie, aus dem sich 
ergibt, daß bei der Zeugin R. ein mittelgradiger 
Schwachsinn vorliegt, der auch für einen laienhaften 
Betrachter als geistige Behinderung zu erkennen ist. 
Der Sachverständige hat daraus abgeleitet, daß sie we­
gen des mittelgradigen Schwachsinns als geisteskranke 
Person i. S. der §§ 121 und 122 StGB zu beurteilen sei.
Dieser gutachterlichen Aussage haben sich die Instanz­
gerichte vorbehaltlos angeschlossen und dabei wesent­
liche Prinzipien der Arbeitsweise bei der Prüfung fo­
rensischer Gutachten nicht beachtet.
Sie haben dabei zunächst verkannt, daß es nicht die 
Aufgabe des Sachverständigen ist, sich zu ausschließ­
lich juristischen Problemstellungen, wie zum Vorliegen 
von Tatbestandsmerkmalen der §§ 121 und 122 StGB zu 
äußern. Derartige Fragen sind nur vom Gericht zu be­
antworten. Sie dürfen dem Sachverständigen weder ge­
stellt noch von ihm im Ergebnis seiner sachkundigen 
Feststellungen beantwortet werden (vgl. Beschluß des 
Präsidiums des Obersten Gerichts zur Arbeitsweise bei 
der Einholung und Prüfung psychiatrischer und psy­
chologischer Gutachten vom 7. Februar 1973 [NJ-Beilage 
2/73 zu Heft 6)). Aufgabe des Gutachters war es viel­
mehr, dem Gericht die erforderliche Sachkunde zu ver­
mitteln, damit es darüber entscheiden kann, ob die tat­
bestandsmäßigen Voraussetzungen des sexuellen Miß­
brauchs einer geisteskranken Frau vorliegen. Der Sach­
verständige hatte sich demzufolge nur zum Grad der 
geistigen Erkrankung der Zeugin R. zu äußern und ein-
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